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Stadtverband Leipzig

Auf ihrem 1. Parteitag in Cottbus hat
DIE LINKE beschlossen, im Herbst die-
ses Jahres eine bundesweite Renten-
kampagne durchzuführen.

Daran sollten sich alle Mitglieder und
Sympathisanten unseres Stadt-
verbandes unter dem Motto „Rente
geht uns alle an“ mit vielfältigen eige-
nen Initiativen beteiligen. Dieser Ap-
pell richtet sich nicht nur, eigentlich
nicht einmal in erster Linie, an jene,
die bereits im Rentenalter sind. In der
Vergangenheit waren es aber auch in
unseren Reihen meist sie, die sich an
entsprechenden Aktionen beteiligten,
während Jüngere kaum zu sehen wa-
ren.
Während der bevorstehenden Kampa-
gne sollten wir  alle Generationen an-
sprechen. Damit könnten wir zeigen,
dass die unheilige CDU-Allianz von Ro-
man Herzog bis Philipp Mißfelder, die
unablässig die Mär verbreitet, die Al-
ten würden zunehmend auf Kosten der

Die Rente geht uns alle an
Jungen leben, Unfrieden zwischen den
Generationen säen will. Armut und
Reichtum sind nicht an das Alter ge-
bunden, sondern entspringen den un-

gerechten Verteilungsverhältnissen in
dieser Gesellschaft. Die gegenwärtige
Regierungskoalition hat keinerlei trag-
fähige Konzepte, wie der zunehmen-
den Altersarmut wirksam entgegen zu
wirken wäre. Bisherige so genannte
Rentenreformen haben vielmehr zu
einer realen Absenkung der Alters-
bezüge geführt. Dies betrifft sowohl
die Bestandsrentner als auch noch viel
mehr jene, die künftig das Rentenalter
erreichen und vorher jahrelang arbeits-

los oder lediglich im Niedriglohnsenk-
tor tätig waren.
Deshalb bedarf es endlich einer radi-
kalen Kursänderung. Zunächst muss
es darum gehen, alle im Rahmen der
Schröderschen Agenda 2010
veranlassten rentenpolitischen Grau-
samkeiten rückgängig zu machen. Das
betrifft die Abschaffung des so ge-
nannten Riester-Faktors und aller Ren-
ten-Absenkungs-Formeln, gilt aber
auch für die Rücknahme des angeho-
benen Renteneintrittsalters sowie we-
sentlich höherer Rentenbeiträge für
Hartz-IV-Betroffene. Darüber hinaus
darf die Angleichung des aktuellen
Rentenwertes Ost an den des Westens
nicht länger hinausgeschoben werden.
Schließlich sind noch existierende
rentenstrafrechtliche Regelungen zu
beseitigen.
Das alles wäre aber noch keine sozial
gerechte Rentenreform. Deshalb muss
es langfristig auch bei der Rente um
die Einführung einer Bürger-
versicherung gehen, in die alle – ent-
sprechend ihrer Gesamteinkünfte –
einzahlen. Wer dazu, aus welchen
Gründen auch immer, nicht ausrei-
chend in der Lage ist, muss im Alter
Anspruch auf eine Grundsicherung
haben, die armutsfest ist.
Für all das brauchen wir einen langen
Atem und vor allem Solidarität zwi-
schen den Generationen. Dazu soll und
kann die beabsichtigte Kampagne ein
möglichst merkbares Zeichen setzen.

Dietmar Pellmann

Broschüre erhältlich
Zum Thema: "Schluss mit dem Renten- und Versorgungsunrecht in den neuen
Bundesländern" ist in der Geschäftsstelle DIE LINKE. Leipzig eine Broschüre
erhältlich. In dieser sind die 17 Anträge zur Rentenüberleitung der Bundestags-
fraktion verzeichnet. Der Dokumentation dieser Anträge sind drei Beispiele vor-
angestellt. Was Frau A., Herrn B. und Frau C. verbindet, ist das Rentenüber-
leitungsgesetz mit dem Anwartschafts- und Anspruchsüberführungsgesetz aus
dem Jahr 1991.
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Der Stadtvorstand der Partei DIE LINKE.
in Leipzig und der Vorstand der Frakti-
on DIE LINKE. im Stadtrat zu Leipzig
schließen folgende Vereinbarung über
die weitere Zusammenarbeit beider Gre-
mien ab:

1. Halbjährlich finden Beratungen zwi-
schen Vertretern des Stadtvorstandes
der Partei DIE LINKE. und dem Vorstand
der Fraktion DIE LINKE.  im Stadtrat zu
Leipzig statt. An den Beratungen neh-
men als Vertreter/innen des Stadtvor-
standes
a) die/der Vorsitzende
b) seine Stellvertreter/innen
c) im Wechsel 4 weitere Mitglieder des
Stadtvorstandes, die nicht zugleich Mit-
glieder der Fraktion sind,
teil.
Zu diesen Beratungen ist der Bürgermei-
ster für Umwelt, Ordnung, Sport einzu-
laden.
VA für die Terminkoordination: Ge-
schäftsführer/in der Geschäftsstellen
des Stadtverbandes und der Fraktion
VA für die inhaltliche Abstimmung: Stadt-
vorsitzende/r und Fraktionsvorsitzen-
de/r

2. Vierteljährlich treffen sich Stadtvor-

Vereinbarung über die weitere Zusammenarbeit des Stadtvor-
standes der Partei DIE LINKE. in Leipzig und des Vorstandes der

Fraktion DIE LINKE. im Stadtrat zu Leipzig
sitzende/r, Fraktionsvorsitzende/r so-
wie die Geschäftsführer/innen zum In-
formationsaustausch und zur Termin-
koordinierung.
VA für die Terminfestlegung und die Ein-
ladung: Geschäftsführer/innen

3. Bei kurzfristig auftretenden Proble-
men erfolgen Telefonkonferenzen zwi-
schen dem Personenkreis unter Punkt
2. unter evtl. Hinzuziehung weiterer Per-
sonen.
VA: Stadtvorsitzende/r, Fraktionsvorsit-
zende/r, Geschäftsführer/innen

4. Im Stadtvorstand berichtet minde-
stens halbjährlich die/der Fraktionsvor-
sitzende/r  oder in ihrem/seinem Auf-
trag eine der Stellvertreter/innen über
die Arbeit der Stadtratsfraktion.
VA für die Terminkoordination: Ge-
schäftsführer/innen

5. Mindestens zweimal jährlich wird in
Abstimmung von Stadtvorstand und
Fraktionsvorstand eine gemeinsame the-
matische Beratung aller Stadtbezirks-
beiräte und Ortschaftsräte durchge-
führt.
VA für die Terminkoordination: Ge-
schäftsführer/innen

6. In einer Fraktionssitzung im Monat
gibt es einen regelmäßigen Tagesord-
nungspunkt „Bericht/Information aus
dem Stadtvorstand“
VA für die Einordnung in die Tagesord-
nung: Geschäftsführer der Stadtratsfrak-
tion

7. Bei politisch bedeutsamen Ereignis-
sen werden bei Bedarf gemeinsame
Presseerklärungen der/des Stadtvor-
sitzenden und der/des Fraktionsvorsit-
zenden herausgegeben.
VA: Pressesprecher/in des Stadtvor-
standes, Geschäftsführer/in der Frakti-
on

8. Zu den gemeinsam verabredeten po-
litischen Schwerpunkten der Partei und
der Fraktion gibt es eine abgestimmte
Öffentlichkeitsarbeit.
VA: Pressesprecher/in des Stadtvor-
standes, Geschäftsführer/in der Frakti-
on

Die Vereinbarung gilt vorbehaltlich eines
neuen Beschlusses.

Dr. Ilse Lauter und Dr. Volker Külow
13. und 28. Mai 2008

Mit dem Blick auf das Superwahl
2009 traf sich am Freitag, dem 30.
Mai, die kürzlich aus der Taufe ge-
hobene Arbeitsgruppe zur Ausarbei-
tung des Kommunalwahlprogramms
mit interessierten LINKEN im Garten
des Liebknechthauses. Thema der
offenen Debatte, die vom AG-Chef
Dietmar Pellmann mit einem State-
ment eröffnet wurde, war die Aus-
gangsbedingungen sowie die
Eckpunkte für die Arbeitsgrundlage
der künftigen Stadtratsfraktion. Pell-
mann verwies auf die Besonderheit
des Wahljahres, dass sich nicht nur
durch die Vielzahl der Wahlen (Eu-
ropa- und Kommunalwahlen sowie

auch Bundestags- und Landtags-
wahlen) auszeichnet. Eine besonde-
re Note erhält es zudem durch den
zwanzigsten Jahrestag des gesell-
schaftlichen Umbruchs im Osten
Deutschlands, dem der Anschluss
der DDR an die BRD folgte, und den
sechzigsten Jahrestag der Grün-
dung der Bundesrepublik selbst. Vor
diesem Hintergrund gelte es die Aus-
gangsbedingungen des Wahlkamp-
fes und auch der Arbeit der zukünfti-
gen Linksfraktion im Neuen Rathaus
zu diskutieren. Nach dem letzten
kommunalen Urnengang in Leipzig
von 2004 sind z. B. die großen An-
siedlungen bei BMW und DHL wirt-

schaftlich zum Tragen gekommen
und haben auch auf dem Arbeits-
markt Spuren hinterlassen. Auch die
Konstellationen im Rathaus selbst
haben sich verändert. An der Spitze
der Verwaltung steht ein neuer Bür-
germeister. Erstmals hat auch DIE
LINKE. mit Bürgermeister Heiko
Rosenthal eine Vertreter in der
Verwaltungsspitze. Nicht zu unter-
schätzen ist nach Pellmann darüber
hinaus die neue Qualität der außer-
parlamentarischen Bewegungen, mit
denen gemeinsam das erfolgreiche
Bürgerbegehren gegen den Verkauf
wichtiger städtischer Beteiligungen
initiiert und die Einführung eines
Sozialtickets auf den Weg gebracht
werden konnte. Gleichzeitig hat sich
jedoch auch die soziale Polarisie-

Arbeit am Kommunalwahlprogramm
begonnen
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248 Seniorinnen und Senioren des
Stadtverbandes Leipzig der Partei DIE
LINKE. Fanden sich am 22. Mai 2008
im Speisesaal des ehemaligen VEB Che-
mieanlagenbau Leipzig zusammen, um
ihre Delegierten für die Landes Senio-
ren Konferenz in Chemnitz zu wählen.
Da sich ein nicht unerheblicher Teil der
MitgliederInnen der Partei im Renten-
alter befinden, nicht die Führung des
Stadtverbandes dieser Klientel eine be-
sondere Bedeutung zu.
Dr. Dietmar Pellmann wies als sozialpo-
litischer Sprecher der Partei in seinen
einleitenden Worten auf die mit der so
genannten Gesundheitsreform, vor al-
lem für die Senioren eingetretenen so-
zialen Verwerfungen hin. Er kam zu dem
Schluss, dass diese „Reform“ selbst ei-
ner Reform bedürfe. Die Partei DIE LIN-
KE. hat dafür auf allen Ebenen entspre-
chende Änderungsvorschläge unterbrei-
tet, die natürlich von den selbst ernann-
ten „Volksparteien“ prompt abgelehnt
wurden. Eine den Konferenzteilnehmern
übergebene Broschüre machte das be-

Seniorenkonferenz der Partei
DIE LINKE. Leipzig

sonders deutlich. Von den 17 durch die
Fraktion DIE LINKE. eingebrachten An-
träge zur Beseitigung der Renten-
ungerechtigkeit wurde nicht einer ange-
nommen. Von den unsachlichen Zwi-
schenrufen einzelner Abgeordneter der
anderen Fraktionen einmal ganz abge-
sehen.
Nach dem Beitrag des Genossen Pell-
mann und der sich anschließenden Dis-
kussion, die die Vielfalt der Aktivitäten,
insbesondere der AG Senioren beim
Stadtverband, widerspiegelte, wählte die
Konferenz die Delegierten zur Landes-
seniorenkonferenz. Mit sechs Delegier-
ten für die Frauenliste und sechs auf der
allgemeinen Liste stellt der Stadtverband
eine repräsentative Interessenvertre-
tung für Leipzig, da sich die gewählten
Delegierten bereits durch einen jahre-
langen aktiven Einsatz für die Belange
des an die Seniorinnen und Senioren
auszeichnen.
Zum Abschluss der Konferenz machte
Dr. Volker Külow als Vorsitzender des
Stadtverbandes mit einigen grundsätz-

lichen Bemerkungen nochmals auf die
fundamentalen Unterschiede der Politik
der Herrschenden zu den Politikan-
sätzen der Partei DIE LINKE. aufmerk-
sam. Die zahlreichen Aktivitäten der
Partei in den Kommunen, auf Landes-
ebene und dem Bund beweisen, dass
eine Politik im Interesse der einfachen
Menschen, insbesondere auch der Se-
niorinnen und Senioren, notwendig und
durchaus möglich ist.
Eine kleine Fotoausstellung informierte
die Anwesenden über die vielseitige und
umfangreiche Arbeit der AG Senioren
beim Stadtverband.
Ein besonderer emotionaler Höhepunkt
der Konferenz war das Auftreten des
populären linken Single Clubs „Che
Guevara“ aus Dresden. Solche bekann-
ten Arbeiter - und Kampflieder wie „Auf,
auf zum Kampf“, „Partisanen vom Amur“
oder „Bandierra rossa“ wurden kräftig
mitgesungen und erhielten viel Beifall.
Als Resümee kann festgestellt werden,
auf die „Alten“ in der Partei DIE LINKE
ist jederzeit Verlass und sie stellen bei
der Durchsetzung der politischen Ziele
ihrer Partei einen ernst zu nehmende
Kraft dar.

Gottfried Fleischhammer

rung in der Stadt vor allem durch die
in den vergangenen Jahren auf den
Weg gebrachten Hartz-Gesetze er-
kennbar verstärkt.
Wie soll sich die zukünftige Links-
fraktion vor diesem Hintergrund auf-
stellen? Dietmar Pellmann stellte das
bis dato geltende Selbstverständnis
der Stadträtinnen und Stadträte im
Auftrag einer gestaltenden Alterna-
tive zur Diskussion, das von einer
Gesamtverantwortung für Leipzig
ausgeht und sich von Verständnis
einer pauschalen Fundamental-
opposition unterscheidet. Seiner
Meinung nach sollte an jenem
Politikstil, der auf ein klar erkennba-
res linkes Profil setzt und angesichts
der Zusammensetzung des Stadtra-
tes um parlamentarische Mehrheiten
ringt, festgehalten werden. In der
sich anschließenden Debatte wurde
ein solches Herangehen, das auf
Kompromissfähigkeit setzt, bestätigt.
Gleichzeitig wurde auf die mit dem
Bürgermeisteramt Rosenthals ver-
bundene größere Verantwortung vor

allem für die Bereiche Ordnung und
Umwelt der Rathausfraktion hinge-
wiesen, die allerdings auch mit ge-
wachsenen Gestaltungsmöglichkei-
ten auf diesen wichtigen Politik-
feldern verbunden ist. Eine eng mit
dem grundsätzlichen Politikstil der
Fraktion verbundene und auch für
das Wahlprogramm wesentliche Fra-
ge, so zeigte sich darüber hinaus, ist
die nach den durch sie zu vertreten-
den Interessen. Als eine der großen
Parteien der Stadt, deren Fraktion
sich quantitativ derzeit auf gleicher
Augenhöhe mit der der SPD und der
der CDU befindet, könne sie sich
dabei nicht vordergründig auf
Partikularinteressen konzentrieren.
Vielmehr, so wurde in der Runde
bestätigt, müsse sie sich als
Interessenvertreter der gesamten
Bürgerschaft Leipzigs verstehen und
sich dabei jedoch vor allem auch
weiterhin als Anwalt von Benachtei-
ligten und Ausgegrenzten profilieren.
In der Diskussion wurde das erklär-
te Ziel der AG unterstützt, ein mög-

lichst griffiges Wahlprogramm zu for-
mulieren, das von den Schwerpunk-
ten Wirtschaft und Arbeit, Soziales,
Stadtentwicklung und lebendiger De-
mokratie ausgeht. In den nächsten
Tagen wird sie Thesen für das
Kommunalwahlprogramm 2009 for-
mulieren. Sie werden den Delegier-
ten des Stadtverbandes am 21. Juni
zur Diskussion zur Verfügung ste-
hen.

Dr. Dieter Janke

Thesen zum
Kommunalwahl-

programm

Die Thesen zum Wahlprogramm sind
ab sofort in der Geschäftsstelle in
gedruckter Form erhältlich. Zudem
können diese auch im Internet un-
ter
http://www.die-linke-in-leipzig.de/
pdfs/thesensr.pdf
gedownloadet werden.
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Kommunalisierung der
Daseinsvorsorge - und dann?

Die Beratungen der AG Senioren finden
jeden ersten Donnerstag im Monat um
9:00 Uhr in Liebknecht Haus, Braustraße
15, 04107 Leipzig, statt. Gäste sind
herzlich willkommen.

3. Juli 2008
Informationen über Ergebnisse des er-
sten Bundesparteitages der Partei DIE
LINKE. Gast: Dr. Barbara Höll.

Arbeitsplan der AG Senioren
2. Halbjahr 2008

7. August 2008
Alter Wein in alten Schläuchen - neue
Strategien und Inhalte der Neonazis.
Gast: Volkmar Wölk.

4. September 2008
Richard Wagner und die Politik. Gast:
Prof. W. Wolf.

2. Oktober 2008
Revolutionäres Lateinamerika. Gast: Dr.
Hartwig Strohschein.

6. November 2008
Meinungsaustausch über interessieren-
de Fragen

4. Dezember 2008
Geschichten rund um den Samowar und
Jahresabschluss Gast: Anton Groß.

Ausblick für den Sommer: Antifaschisti-
sche Traditionstreffen in Mala Upa vom
29. August bis 31. August 2008. Teil-
nahme ist sehr erwünscht.

Sprecherrat AG Senioren

Auf der Seniorenkonferenz wurden die
Delegierten für die Landessenioren-
konferenz gewählt. Es gab folgende Er-
gebnisse:

gewählt auf der Frauenliste:
Gerda Uhlig 211 Stimmen
Edeltraud Bacher 195 Stimmen
Christa Hohnstein 160 Stimmen

Conchita Pradel 151 Stimmen
Maria Wendt 148 Stimmen
Gisela Fehrmann 138 Stimmen
nicht gewählt wurden:

gewählt auf der allgemeinen Liste:
Rolf Richter 202 Stimmen
Rolf Köhler 200 Stimmen
Siegmund Mai 146 Stimmen

Wahlergebnisse der Seniorenkonferenz: Klaus John 138 Stimmen
Walter Schäfer 135 Stimmen
Manfred Hamann 121 Stimmen

Ersatzdelegierte:
Eva Firesch
Udo Brüssow
Magda Schmutzler
Udo Schwarz
Elfriede Blaurock
Anita Franke

Die Linke setzt sich gegen die Privatisie-
rung von Bereichen der Daseinsvorsorge,
also von Energie, Wasser, Wohnungen
usw. ein. Diese Position findet meine
Unterstützung, weil mit der Übertragung
des Eigentums in private Hände, entge-
gen der Versprechungen, oft eine Ver-
schlechterung des Angebotes von
Dienstleistungen und höhere Preise ver-
bunden sind. Private Unternehmen ste-
hen unter dem Druck, Maximalprofite zu
erwirtschaften; dies schlägt sich bei pri-
vaten Monopolen in höheren Preisen für
die angebotenen Güter nieder. Da sich
der Markt nicht nach sozialen Kriterien
richtet, sondern nach der Höhe der Kauf-
kraft der Nachfrager, werden vor allem
Angebote zugeschnitten auf zahlungs-
kräftige Nachfrager unterbreitet. Für die
Kommunalisierung der Bereiche der
Daseinsvorsorge sprechen im Kern drei
Argumente:
Die Gewinne und das Geld verbleiben im
System, während bei privatem Eigentum
xy % Rendite erwirtschaftet werden

muss, die auf den Konten reicher Eigen-
tümer verbleiben, also dem System ver-
loren gehen. Weiter spricht für die Kom-
munalisierung, dass die Politik eine so-
ziale Lenkungswirkung entfalten kann,
indem z. B. ein Sozialticket oder ein
Energiesozialtarif angeboten wird. Das
dritte Argument sind tarifvertraglich
besser geregelte Arbeits- und
Entlohnungsbedingungen.
Entsprechend präsentieren sich linke
Politiker und Abgeordnete stolz, man
habe alles mögliche getan und Privati-
sierungen der Daseinsvorsorge verhin-
dert. Es wird mit dem Finger auf Ab-
weichler gezeigt, die sich unter

Haushaltszwängen für den Weg der Pri-
vatisierung entschieden haben.
Und in der Tat verdienen die Standhaf-
ten Respekt, denn wenn wir jetzt über
die Möglichkeit reden, ein Sozialticket
einzuführen, wäre diese Möglichkeit bei
einer privatisierten Verkehrsgesellschaft
von vornherein obsolet geworden. Man
verfügt über die Möglichkeit einer sozia-
len Lenkungswirkung durch die Politik.
Dies setzt aber voraus, dass die
Einflussnahme auf die kommunalen Un-
ternehmen auch genutzt wird, damit
bessere Tarife angeboten werden. Dazu
braucht man agile Abgeordnete, die sich
im Aufsichtsrat der kommunalen Betrie-
be für eine soziale Tarifgestaltung ein-
setzen, besser noch für billigere Tarife
für alle.
In vielen Kommunen ist dieser Einsatz
von Abgeordneten jeglicher Coleur zu

Fragebögen zur Kommunalwahl

DIe Personalentwicklungsgruppe der Partei DIE LINKE. Leipzig hat einen Fra-
gebogen für potentielle KandidatInnen zur Kommunalwahl erstellt. Dieser liegt
zur Abholung in der Geschäftsstelle im Liebknecht-Haus bereit. Wer Interesse
an einer Kandidatur zur Kommunalwahl hat bzw. InteressentInnen kennt, soll-
te von diesem Fragebogen Gebrauch machen.
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wenig spürbar; bzw. wo er da ist, sind
zumindest die Ergebnisse nicht befrie-
digend. Denn auch in Leipzig zahlt man
für ein Monatsticket 48 Euro. In der
Wohnungswirtschaft ist es etwas bes-
ser, die Mieten sind vielerorts niedriger
als bei privaten Wohnungsgesell-
schaften. Dagegen sind die Preise von
Strom und Energie auch von kommuna-
len Anbietern in die Höhe getrieben.
Dabei wird es sicher in Zukunft kein
„Schwarzfahren für alle“ geben können,
denn auch kommunale Betriebe müssen
Investitionen tätigen und schwarze Zah-
len schreiben. Sie müssen Gewinne er-
wirtschaften (aber nicht Maximalprofi-
te). Allerdings ist etwas dagegen zu sa-
gen, wenn die LVB TV in der Straßen-
bahn anbietet; das bezahlen wir durch
unsere Fahrpreise schließlich mit. Ge-
gen Investitionen in ein modernes ÖPNV-
Netz und den Kauf von neuen Waggons
ist nichts zu sagen, aber etwas gegen
eine überdimensionierte Infrastruktur in
Form von neuen Straßenbahnhöfen oder
einen Anteil am City-Tunnel.
Im Gespräch zum Bürgerentscheid frag-
te mich eine Bürgerin: Warum soll ich
gegen eine Privatisierung stimmen,
wenn ich bei einer LVB in privater Hand
48 Euro für die Monatskarte bezahlen
muss, bei einer LVB in kommunaler Hand
aber auch? Kommunale Unternehmen
werden doch nur dann von den Men-
schen angenommen, wenn sie für sie
spürbare Vorteile aufweisen, etwa in
Form niedriger Tarife und von Sonder-
angeboten für sozial Schwache und Fa-
milien. Anders gesagt, kommunales Ei-
gentum in den Bereichen der Daseins-
vorsorge ist wichtig, nützt aber (nur)
dann, wenn es für die Bürger auch Vor-
teile bringt, in Form niedriger Tarife, und

wenn die Möglichkeiten der sozialen
Lenkungswirkung durch die Politik auch
wirklich ausgeschöpft werden.
Privatkapitalistische Unternehmen in
Staatshand als Staatskonzerne, die wie
eine Heuschrecke arbeiten, nutzen dem
„kleinen Mann“ dagegen wenig. Jeden-
falls ist es in Leipzig eine städtische
Wohnungsbaugesellschaft, die halb
Grünau abreißt. Zugegeben, die kommu-
nalen Wohnungsbaugesellschaften kün-
digen den Mietern später und erheben
eher niedrige Mieten. Dagegen erhöht
auch die (staatliche) Bahn jedes Jahr die
Preise, legt Strecken still und baut ICE-
Trassen. Es sind kommunale Verkehrs-
betriebe, die bisher in Leipzig kein Sozial-
ticket angeboten haben.
Es muss also nicht nur ein Kampf gegen
Privatisierungen geführt, sondern auch
ein Kriterienkatalog entwickelt werden,
wozu öffentliches Eigentum da ist, wel-
chen Kriterien es unterworfen werden
muss. Unter welchen Bedingungen der
Verkauf von Beteiligungen statthaft /
nicht statthaft ist. Welche Aufgaben öf-
fentliche und private Unternehmen je-
weils besser bewältigen können. Wozu
öffentliches Eigentum eigentlich da ist.
Im Bereich der Daseinsvorsorge er-
scheint mir öffentliches Eigentum gene-
rell sinnvoll, in anderen Bereichen (Auto-
und Porzellanfabriken) ist dagegen pri-
vates Eigentum dem staatlichen vorzu-
ziehen.
Erstes Kriterium für die Arbeit der kom-
munalen Unternehmen ist die Entfaltung
der sozialen Lenkungswirkung in Form
niedrigerer und sozial gestaffelter Tari-
fe, zweitens Investitionen nach dem ge-
sellschaftlichen Bedarf (und nicht nach
der Gewinnmaximierung) und drittens
eine Schaffung vernünftiger Arbeits- und

Entlohnungsbedingungen nach TVÖD.
Viertens müssten die Bilanzen der Un-
ternehmen, die Vorstandsgehälter und
wichtige Investitionsentscheidungen of-
fen gelegt werden.
Mitunter wird auch das Argument ge-
nannt, kommunale Unternehmen sicher-
ten der Stadt Erlöse und Einnahmen. Mit
diesem Argument habe ich die größten
Probleme. Ein kommunales Unterneh-
men ist nicht dazu da, durch hohe Prei-
se und Tarife Haushaltslöcher zu stop-
fen, oder, im schlechtesten Fall, um
Prestigeprojekte wie City-Tunnel und die
Gehälter von hohen Amtsleitern zu finan-
zieren. Sonst ist durchaus der Extrem-
fall denkbar, dass die Tarife genauso
hoch ausfallen wie bei privaten Unter-
nehmen. Also, mögen städtische Unter-
nehmen auch Gewinne erwirtschaften
und diese zur Finanzierung des Haushal-
tes genutzt werden, ihr Hauptzweck ist
das nicht. Ihr Hauptzweck sind m. E.
sozial gestaffelte und niedrige Tarife und
Investitionen nach Bedarf. Ansonsten ist
der Vorteil gegenüber den privaten Un-
ternehmen, die bei privatem Eigentum
xy % Rendite erwirtschaftet werden müs-
sen, also aus dem System herausfließen,
aufgebraucht.
Die Kommunalisierung der Daseinsvor-
sorge ist eine wichtige Voraussetzung,
aber nicht die letzte. Mit der Verhinde-
rung der Privatisierung beginnt linke Po-
litik, sie endet dort aber nicht. Es reicht
nicht aus, mit dem Finger auf die
Privatisierer zu zeigen, wenn die Mög-
lichkeiten der Einflussnahme auf die
kommunalen Betriebe, sich für die so-
ziale Ausgestaltung der Tarife einzuset-
zen, nicht ausgeschöpft werden.

Dr. Andreas E

Die Mitgliederversammlung  im Stadt-
bezirksverband Leipzig-Nordwest am15.
Mai 2008 befasste sich mit dem The-
ma: "Die Leipziger Linke nach dem
Sonderparteitag vom 27. März 2008 —
gibt es eine Krise im Leipziger Stadt-
verband?" Als Referentin wurde die stell-
vertretende Vorsitzende, Genossin
Carola Lange, eingeladen.
Genossin Lange informierte über den Ist-
Stand im Stadtvorstand bis zum 15. Mai
2008. Sie schilderte die Entwicklung der

Was wollt ihr?
Vorstandsarbeit seit Beginn des Jahres
2008. Sie kam nicht umhin, festzustel-
len, dass die gewählten Mitglieder des
Vorstandes immer wieder bzw. immer
noch persönlichen Angriffen ausgesetzt
sind.
Diese Angriffe schmälern den persönli-
chen Zeitfonds der Genossinnen und Ge-
nossen für eine politische Sacharbeit.
Erklärtes Ziel der Organisatoren der
stattgefundenen Stadtforen war und ist
es, eine Neuwahl des Stadtvorstandes

der Partei DIE LINKE. in Leipzig zu er-
zwingen.
Nach den Schilderungen der Genossin
Lange und den Beiträgen von Teilneh-
mern an den zwei Sitzungen der initiier-
ten Stadtforen, kam es zu lebhaften Dis-
kussionen durch die anwesenden Mit-
glieder.

Fazit dieser Diskussionsbeiträge:
- Welche Art von Demokratie wollen die-
se "Kritiker", wenn sie nicht willens sind
Mehrheitsbeschlüsse des Stadtpartei-
tages anzuerkennen?
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- Wie will man einen erfolgreichen Wahl-
kampf 2009 führen, wenn entschlosse-
nes Auftreten und Einsetzen für die
Wahlkampfziele einer alternativen
Gestaltungspartei durch den Drang Ein-
zelner  -  sich mit sich selbst zu befas-
sen - erheblich belastet werden.
- Wem nützen diese Grabenkämpfe zur
Erlangung von Machtpositionen im
Stadtverband? Diese Kämpfe sind zu
beenden.
- Erfolgreiche politische Arbeit kann man
nur leisten, wenn man die Mitglieder ei-
ner Partei hinter sich hat.

Eine Partei ist nur dann erfolgreich, wenn
sie für die Bürger in Gänze etwas bewegt
und erreicht. Nicht realisierbare Forde-
rungen und Versprechen schaden nur
und widersprechen dem Ziel, eine
Gestaltungspartei zu sein.
Dies muss jedes gewählte Mitglied jeder
Ebene anerkennen, auch dann, wenn es,
aus welchen Gründen auch  immer, zu-
rück getreten ist.
- Die Teilnehmer der Mitgliederversamm-
lung erklären ihre Solidarität mit den
gewählten Mitgliedern des Stadtvor-
standes (Stand: 27. März 2008) und

wünschen ein erfolgreiches Agieren für
die bevorstehenden Aufgaben.
- Der Stadtbezirksvorstand DIE LINKE.
Nordwest, wird beauftragt, die verschie-
denen Zusammenschlüsse nach und
nach zu Mitgliederversammlungen ein-
zuladen  - mit dem Ziel, zu klären: Was
wollt Ihr? Und welchen Beitrag kann der
Stadtbezirksverband Leipzig-Nordwest
für ein erfolgreiches Abschneiden bei
den bevorstehenden Wahlen 2009 lei-
sten?

Siegmund Mai (Vorsitzender
Stadtbezirksverband  Nordwest)

Eine Replik auf Skadi Jennickes These
„Langer Atem statt Brechstange“ (Arti-
kel im MTB 3/2008, DIE LINKE. Leipzig,
S.3, Diskussion)
Auf interessante und wissenschaftlich
aufgehübschte Weise greift die Autorin
die aktuellen Zusammenhänge im Leip-
ziger Stadtverband auf und verdreht sie
schließlich doch.
Sie führt aus: „Minderheiten sind keine
absoluten Größen, sie können nur in
Bezug auf bestimmte Fragen entstehen.“
Jedenfalls ist diese Aussage ohne jeden
Kontext richtig. Sie koppelt die Minder-
heit an die Sachfrage und setzt sie in
den Rahmen einer Verabsolutierung, den
die Minderheit auch nicht in einer be-
stimmten Sachfrage beansprucht. Mit
etwas Unschärfe könnte es fast wahr
sein, wenn man weder den eigentlichen
Gegenstand (Demokratie ist der unste-
te Wechsel von Minderheiten und Mehr-
heiten) noch die daraus erwachsende
Konsequenz berücksichtigtet. Die be-
steht darin, dass das ursprüngliche de-
mokratische „Instrument der Mehrheit“
selbst keine tiefe inhaltliche Frage dar-
stellt. Vielmehr ist die Fähigkeit zur To-
leranz die Voraussetzung dafür,
minderheitlich vertretene Sachfragen zu
mehrheitsfähigen Perspektiven umzuge-
stalten. In diesem Sinne zählt in der
Formfrage nur ein Argument: „Minder-
heiten respektieren und deren Positio-
nen gleichberechtigt einbinden“.
Schließlich geht es um Erkenntnisse.
Wie konstituiert sich nun die angenom-
mene Mehrheit im Leipziger Stadt-
verband? Sie setzt sich im Wesentlichen
aus einer Gruppe von Funktionären und
einer großen Gruppe von Mitgliedern
zusammen. Im Prozess der Konstituie-

rung nutzt die Funktionärsgruppe ihre
privilegierten Zugriffsmöglichkeiten auf
die Informationswege im Stadtverband
(Internet, Mitteilungsblatt, Email-Vertei-
ler, Anleitung der Ortsvorsitzenden). Die
so durch Fehlinformation, bewusste
Missdeutungen und Diffamierungen vor-
geprägte große Mitgliedergruppe (in den
Basisorganisationen und auch die Dele-
gierten des Stadtparteitages) ist somit
nur im Stande, die intendierte Grundauf-
fassung der Funktionärsgruppe zu bestä-
tigen. Dass die Kritiker nur wenige Man-
date oder Ämter innehaben, wird ihnen
obendrein als Kompetenzminderung an-
gerechnet.
Selbst Minderheit zu sein und zugleich
von Amtsmacht Abstand zu nehmen,
liegt im Wesen des Kritikers. Eine Mehr-
heit oder Personen in Ämtern, Manda-
ten und Funktionen tun sich mit Kritik
mehr als schwer. Der Autorin ist in die-
sem Zusammenhang zuzustimmen,
wenn sie Amts- und Mandatserlangungs-
absicht als Motiv der Beteiligung einzel-
ner unterstellt. Dabei ist das Beharrungs-
vermögen und strukturelle
Verdrängungsgebaren von Amts- und
Mandatsträgern eine spezifische Seite
dieser Motivation.
Für die Leipziger Situation möge man
sich folgerichtig vorstellen, dass ein Frak-
tionsmitglied bzw. ein Amtsträger kraft
seines Amtes sich selbst  Kompetenz
zuweist, dies von der Menge seiner so
informierten Anhänger bestätigt und an-
schließend die mögliche Alternative auf
dieser Grundlage angezweifelt wird. Hier-
in  besteht die Crux. Diese beleuchtet
die Autorin leider nicht und löst sie in
der Folge auch nicht auf
Zwei wichtige Aspekte werden  also ein-

fach außen vor gelassen. Die grundsätz-
liche kritische Betrachtung von
Demokratiedefiziten als Anlass für die
Kritik selbst und die gegenwärtige und
lokale Perspektive, die der kritischen
Betrachtung zu unterliegen hat. Auf den
Punkt gebracht, weist das Paradoxon
des Kreters Epimenides deutlich darauf.
Er behauptete: „Alle Kreter lügen“. In nur
umgekehrter Weise beansprucht die Au-
torin als Vorstandsvertreterin (Die Anti-
nomie des Barbiers) für sich die Wahr-
heit – und zwar die einzige Wahrheit,
solange sie von einer Mehrheit vertre-
ten wird, die sich allein durch sie selbst
legitimiert – sowohl in Sach- als auch
grundlegend in allen formellen Fragen.
An anderer Stelle beansprucht die Au-
torin Zeit für Veränderungsprozesse
(„Annäherungsprozesse politischer Kul-
turen brauchen Zeit“, ebd.).  . Dem kann
man durchaus zustimmen. Doch we-
sentlich für Veränderungs- und
Annährungsprozesse ist der politische
Wille dazu. Das setzt Achtung von Min-
derheiten voraus. Insbesondere er-
wächst dieses Erfordernis im Kontext
der Parteineubildung. Denn sie braucht
nicht nur den formal erklärten Willen zur
Zusammenführung. Sie braucht den tat-
sächlichen Willen. .„Das Prinzip der Po-
litik ist der Wille. Je einseitiger, das heißt
also je vollendeter der politische Ver-
stand ist, um so mehr glaubt er an die
Allmacht des Willens, um so blinder ist
er gegen die natürlichen und geistigen
Schranken des Willens, um so unfähi-
ger ist er also, die Quelle sozialer Pro-
bleme zu entdecken.“ (MEW I, 402) Wir
brauchen also keinen einseitigen politi-
schen Verstand. Es ist an der Zeit, dies
zu erkennen und umzusetzen.

Maximilian Meurer

Weder langer Atem noch Brechstange
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Beim Lesen des Beitrags kann der un-
bedarfte Leser zu dem Eindruck gelan-
gen, Juliane Nagel möchte so leben, wie
es bereits in der Bibel zu lesen ist. Darin
berichtet der Evangelist Lukas, dass Je-
sus seine Jünger, die sich ob ihrer Ar-
mut und des Mangels an Essen beklag-
ten, tröstete mit dem Hinweis auf die
Vögel, denn diese säen nicht, ernten
nicht, haben weder Vorratskammern
noch Scheunen – aber Gott ernährt sie
doch. Und weiter soll er ihre Betrach-
tung auf die Lilien gelenkt haben, die
nicht arbeiten und spinnen, und trotz-
dem nicht einmal Salomon in seiner
Pracht besser gekleidet war als sie.

Nun sind wir weder Spatzen noch Lilien,

Meinung zum Beitrag von Juliane Nagel
im Mitteilungsblatt vom 20. Mai 2008

sondern Wesen, die in ihrer Nacktheit
verhungern würden, wenn sie darauf
warten, dass ein überirdisches Wesen
sie ernährt, kleidet und ihnen Wohnung
gibt. Arbeit ist es, die den Mensch aus
dem Tierreich treten ließ, mit der er den
Unbilden der Natur trotzt, sich aber auch
ihre Reichtümer erschließt. Für die Ge-
sellschaft nützliche Arbeit ist die unver-
zichtbare Grundlage unserer Existenz,
wobei man natürlich trefflich streiten
kann, ob sie wie unter  den heutigen
kapitalistischen Bedingungen, als Mittel
der Ausbeutung zum Ziel der Bereiche-
rung der Besitzenden von Produktions-
mitteln dient oder ob Arbeit aus-
beutungsfrei  erfolgen kann. Von letzte-
rem sind wir wohl noch weit entfernt,

so dass gegenwärtig der Kampf darum
zu führen ist, dass alle arbeitsfähigen
und -willigen die Möglichkeit erhalten,
unter menschenwürdigen Bedingungen
arbeiten und so ihren Lebensunterhalt
bestreiten zu können.

Deshalb betrachte ich es als zeitgemäß,
die Gewerkschaften in diesem Sinne zu
unterstützen. Wenn aber nach Juliane
Nagel der Lebensanspruch junger Men-
schen darin bestehen soll, sich in den
Liegestuhl zu legen und,  „weil er ein
Mensch ist“, auf die ihm zustehenden
„essentiellen Leistungen“ zu warten,
dann  soll sie uns doch bitte sagen, wo-
her diese Leistungen kommen sollen,
wenn alle im Liegestuhl dösen. Ich halte
es daher nach wie vor mit den Aussa-
gen von Karl Marx in seiner „Kritik des
Gothaer Programms“, das zu lesen ich
von dieser Stelle wärmstens empfehle.

Horst Pawlitzky

LINKE macht sich für Fluglärmopfer und
gegen militärische Nutzung des Flughafens

Leipzig/Halle stark

Die Belastung durch den vom Flughafen
Leipzig/Halle verursachten Boden- und
Fluglärm überschreitet inzwischen jedes
akzeptable Maß. Deshalb haben sich
zahlreiche Bürgerinnen und Bürger der
Stadt Leipzig sowie umliegender Städte
und Gemeinden an den Leipziger Ober-
bürgermeister mit der Aufforderung ge-
wandt, gegen die Lärmbelastung poli-
tisch aktiv zu werden.

Dieses Anliegen ist völlig gerechtfertigt.
Durch den Ausbau und die Verlängerung
der südlichen Start- und Landebahn ist
der Flughafen direkt an die Leipziger
Stadtgrenze herangerückt. Damit wur-
den neue Fakten geschaffen. Es erge-
ben sich neue Verantwortlichkeiten der
verschiedenen Verwaltungsebenen, die
für Genehmigung und Betrieb des Flug-
hafens Leipzig/Halle zuständig sind.

Auf die Profilierung zum überwiegenden
Frachtflughafen folgte - zunächst klamm-
heimlich - die teilweise militärische Nut-
zung. Zunächst geschah das durch Zwi-
schenlandungen von Großraumflug-
zeugen mit amerikanischen Militäran-

gehörigen, die den völkerrechtswidrigen
Irak-Krieg unterstützen. Dazu kam die
Stationierung von vorgeblich zivilen rus-
sischen und ukrainischen Großraum-
transportern, die allerdings ausschließ-
lich im NATO-Auftrag unterwegs sind.

Nachdem sich die Sächsische Staatsre-
gierung lange um eine klare Antwort
herumgedrückt hatte, war sie jüngst ge-
zwungen, die „militärische Nutzung“ des
Flughafens Leipzig/Halle regierungs-
offiziell zuzugeben.

Anscheinend haben inzwischen wirt-
schaftliche Interessen privater Unter-
nehmen sowie militärische Aktivitäten
der USA bzw. der NATO wesentlich grö-
ßeren Einfluss auf die Geschäftspolitik
der Flughafen Leipzig/Halle GmbH und
auf das Verkehrsgeschehen am Flugha-
fen erlangt als zivile Linien- bzw. Char-
terflüge. Verstärkt wird der Eindruck
vom Vormarsch des Militärischen im
überarbeiteten Planfeststellungsbe-
schluss des Regierungspräsidiums Leip-
zig: Für Passagierflugzeuge gelten
Nachtflugbeschränkungen, für Militär-

und Zivilfrachter nicht.

Verständlicherweise rufen Bürgerinnen
und Bürger in dieser Situation die Hilfe
der Stadt Leipzig und ihrer Verwaltungs-
spitze an. Auch aus unserer Sicht muss
der Leipziger Oberbürgermeister alles
tun, damit die Beschwerden angemes-
sen Gehör finden.

Von der Bundes- und Landesregierung
fordern wir, das im Artikel 2 des Grund-
gesetzes garantierte „Recht auf Leben
und körperliche Unversehrtheit“ unein-
geschränkt zu verwirklichen.

Dazu sollten folgende Maßnahmen ver-
wirklicht werden:
- Durchsetzung des geltenden Rechts
aus der Planfeststellung
- Verbindliche organisatorische Maßnah-
men auf dem Flughafen
- Maßnahmen zur Durchsetzung der
Bürgerdemokratie

Dr. Ilse Lauter
Fraktionsvorsitzende

Die ausführliche Darstellung unserer
Forderungen ist auf der Internetseite
der Linksfraktion unter

http://www.dielinke-fraktion-
leipzig.de

einzusehen.
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Mi., 18. Juni 2008 - 18:00 Uhr
Bildungsabend: Buchvorstellung und Dis-
kussion:“ Rosa Luxemburg und Leipzig“.
Diskussionspartner: Autor Prof. Dr. Erhard
Hexelschneider, Stadtteilzentrum Messe-
magistrale, Straße des 18. Oktober 10 a.

Do., 19. Juni 2008 - 17:30 Uhr
Vortrag und Diskussion: Wassili Grossman
und sein regimekritischer Stalingradroman
„Leben und Schicksal“ Mit Prof. Dr. Willi
Beitz, Leipzig, RLS.

Sa., 21. Juni 2008 - 9:00 Uhr
3. Tagung des 1. Stadtparteitages der Par-
tei DIE LINKE. Tagungshotel Deutsche
Telekom, Zschochersche Straße 69.

Sa., 21. Juni 2008 - 20:00 Uhr
Filmabend der AG Junge GenossInnen Leip-
zig. In dieser Reihe werden gesellschafts-
kritische und politische Filme gezeigt. Der
Eintritt ist frei. Gezeigt wird der Film: „OLGA
Benario“. LHL.

Di., 24. Juni 2008 - 18:00 Uhr
Vortrag und Diskussion: Jürgen Habermas
versus Arnold Gehlen. Linke Kritik an einem
konservativen Denken. Mit Prof. Dr. Horst
Pickert, Leipzig. Moderation Dr. Alfred
Mischlenz, RLS.

Mi., 25. Juni 2008 - 18:00 Uhr
Vortrag und Diskussion: »Die Frauen (wer-
den) mehr und mehr in die Bewegung hin-
eingezogen.« Clara Zetkin und ihre Bezie-
hungen zu Leipzig. Zum 75. Todestag von

Regelmäßige Termine
Beratung der Ortsvorsitzenden und
Sprecher der Zusammenschlüsse
3. Dienstag im Monat, 18:30 Uhr
AG Antifa
mittwochs, 19:00 Uhr, linxxnet
AG ASG Leipzig
jeden 2. und 4. Donnerstag, 18:30 Uhr
AG Behindertenpolitik
jeden 3. Dienstag, 15:00 Uhr,
Wahlkreisbüro MdL Dr. Pellmann, Stutt-
garter Allee 6
AG Betrieb & Gewerkschaft
jeden 2. Donnerstag, 19:00 Uhr
AG Cuba si
jeden 2. Dienstag, 18:00 Uhr
AG Junge GenossInnen
jeden 1. Mittwoch, 18:30 Uhr

AG Kunst und Kultur
letzter Donnerstag, 18:00 Uhr
AG Lisa
jeden 3. Montag, 19:00 Uhr
AG Praktika
dienstags, 19:00 Uhr
AG Senioren
jeden 1. Donnerstag, 9:00 Uhr
AG Soziale Politik
jeden 1. Dienstag, 18:00 Uhr, linxxnet.
AG Tollwut
mittwochs, 19:00 Uhr, linxxnet
GBM e. V. – Sprechstunden
jeden 1. Montag, 9:15 bis 11:15 Uhr
GRH e. V. – Sprechstunden
jeden 3. Mittwoch, 15:00 Uhr

ISOR e. V.
jeden 4. Mittwoch, 16:00 Uhr, Messemagis-
trale, Straße des 18. Oktober 10 a
Kommunistische Plattform
jeden 1. Donnerstag, 18:30 Uhr
Ökologische Plattform
jeden 1. Mittwoch, 19:00 Uhr
Marxistisches Forum
jeden 1. Dienstag, 18:00 Uhr
Die Linke.Hochschulgruppe
mittwochs, 19:00 Uhr, linxxnet
Stadtvorstandssitzung
jeden 2. und 4. Dienstag, 19:00 Uhr

Alle Veranstaltungen ohne Ortsangabe finden
im Liebknecht-Haus (LHL) statt. Das linxxnet
befindet sich in der Bornaischen Straße 3 d.
Die Rosa-Luxemburg-Stiftung (RLS) hat ihren

Sitz in der Harkortstraße 10.

Terminvorschau
Clara Zetkin. In Zusammenarbeit mit der
Louise-Otto-Peters-Gesellschaft e. V. Mit
Kerstin Kollecker, Dipl.-Museologin, Leipzig,
RLS.

Mi., 25. Juni 2008 - 18:30 Uhr
Vortrag und Diskussion: Energiemärkte –
der geplatzte Traum von Liberalisierung plus
Privatisierung. Stehen kommunale Stadt-
werke vor einer Renaissance? Mit Dr. Cor-
nelia Heintze, Stadtkämmerin a. D.,
Politologin und Coach, Leipzig, Klub
Gshelka, An der Kotsche 51.

Do., 26. Juni 2008 - 19:00 Uhr
Liederabend mit Wolfgang Valentin. Bürger-
büro MdL Cornelia Falken, Georg-Schu-
mann-Straße 112.

Fr., 27. Juni 2008 - 18:00 Uhr
„REZITIEREN & KORRIGIEREN“ Kleine
Ubungsstunde mit professionellem Rat-
schlag (In dieser Veranstaltung kann mit der
Regisseurin und Schauspielerin Luise
Wilsdorf gutes Text-Sprechen von Jung und
Alt geübt werden...). LHL.

Di., 1.  Juli 2008 - 18:00 Uhr
Marxistisches Forum Leipzig: Antifaschis-
mus und Kampf gegen Rechts – zur parla-
mentarischen Arbeit der Linksfraktion im
Bundestag mit Dr. Gerd Wigel. Bürgerbüro
MdL Cornelia Falken, Georg-Schumann-
Straße 112.

Di., 1. Juli 2008 - 19:00 Uhr
„Nazis ohne Neo?“ Die Anwesenheit extre-

mer Rechter in Parlamenten Beginn der
Veranstaltung: Vortrag und Diskussion mit
dem Redaktionskollektiv „Nazis in Parla-
menten“ (NIP) Sachsen Veranstalter: AG
Antifaschistische Politik DIE LINKE.Leipzig.
linxxnet.

Do., 3. Juli 2008 - 9:00 Uhr
Beratung der AG Senioren: Information über
die Ergebnisse des 1. Bundesparteitages
der Partei DIE LINKE. mit MdB Dr. Barbara
Höll. LHL.

Fr., 4. Juli 2008 - 19:00 Uhr
Gestern morgen. Über die Einsamkeit kom-
munistischer Gespenster und die Rekon-
struktion der Zukunft Lesung und Diskussi-
on mit Bini Adamczak (Berlin). Veranstalter:
Kollektiv 4. Juli, mit Unterstützung vom Ro-
ten Baum Leipzig, Rosa-Luxemburg-Stiftung
und Buchhandlung el libro. linxxnet.

Mo., 7. Juli 2008 - 15:00 Uhr
Bürgersprechstunde und Beratung zu Sozi-
alfragen mit MdL Dr. Dietmar Pellmann,
Wahlkreisbüro, Stuttgarter Allee 6.

Di., 8. Juli 2008 - 17:00 Uhr
Bürgerforum mit MdB Dr. Barbara Höll zum
Thema: Steuergerechtigkeit - machbar oder
Illusion? Heinrich-Budde-Haus, Lützowstr.

Sa., 12. Juli 2008 - 20:00 Uhr
Filmabend der AG Junge GenossInnen Leip-
zig. Gezeigt wird der Film: „Die Glatzkopf-
bande“. Der Eintritt ist frei. LHL.




